
Anlage 2.1 
 
Anregungen aus der Öffentlichkeit  
 
 
 
Rechtsanwalt Jakoby, Bonn für einen Anlieger der Klosterstraße mit Schreiben vom 
30.06. und 18.07.2010 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Bedenken in Bezug auf die Zulässigkeit einer dreigeschossigen Flachdachbebauung 
werden zurückgewiesen. 
Die Bedenken in Bezug auf den Anlass der Planung und die planungsrechtlichen Festset-
zungen der Angebotsplanung werden zurückgewiesen. 
Der Anregung eines Erörterungstermins des Rates mit dem Einspruchgeber wird nicht ge-
folgt. 
 
 
Abwägung und Begründung: 
 
Die Bebauung des nördlichen Nachbargrundstücks im Eigentum des Einspruchgebers stellt 
selbstverständlich nicht den primären Anlass der Planung dar. Unter der Überschrift Pla-
nungsanlass ist jedoch in dem zitierten Abschnitt der Begründung erläutert, warum sich der 
Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans nicht allein auf das Plangrundstück 
des Kindergartens und des Seniorenheims beschränkt. Aus Sicht der Plangeberin war es 
sachlich geboten, die nicht unerheblichen baulichen Anlagen zwischen der Straßenbegren-
zungslinie und dem Hauptgebäude im rückwärtigen Grundstücksteil als vorhandene Nutzung 
in die Abwägung einzustellen. Dies ist unabhängig davon, wer das Gebäude errichtet hat. 
 
Die bauordnungsrechtliche Beurteilung der straßenseitigen Gebäude als Nebenanlagen 
steht in der gegebenen Situation neben der städtebaulichen Beurteilung. Da das Hauptge-
bäude nahe der rückwärtigen Grundstücksgrenze und die Nebengebäude unmittelbar an der 
Straße stehen, sind sie in ihrer Wirkung einer selbständig benutzbaren Hauptanlage ver-
gleichbar. 
 
Soweit sie die Festsetzungen für das Grundstück des Einspruchgebers betrifft, stellt die Än-
derung des Bebauungsplans den Eigentümer durch Ausweisung zusätzlich mit Hauptanla-
gen überbaubarer Flächen besser als der rechtskräftige Bebauungsplan, auf keinen Fall 
schlechter. 
 
Die Festsetzungen des bisherigen rechtskräftigen Bebauungsplanes lauten vollständig: 
GRZ 0,4, GFZ 0,8, maximal zwei Vollgeschosse in geschlossener Bauweise, Satteldach. Die 
überbaubare Fläche beschränkt sich für das Grundstück des Einspruchgebers auf das rück-
wärtige Gebäude. Für das Plangrundstück ist die überbaubare Fläche wegen der auf dem 
nördlichen Nachbargrundstück unterbrochenen Bauflucht um drei Meter (Mindestgrenzab-
stand nach BauONW) gegenüber der seitlichen Grundstücksgrenze zurückversetzt. 
Die überbaubare Fläche des Plangrundstücks reicht dabei mit einer Breite von 14 m etwa bis 
zur vorderen Baugrenze des nördlichen Nachbargrundstücks. 
Die überbaubaren Flächen werden mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes straßenseitig 
nur unwesentlich, d.h. um nicht mehr als einen Meter, erweitert. Die Ausdehnung der Be-
bauungstiefe von 14 m auf 18 m findet damit wesentlich im rückwärtigen Bereich des Grund-
stücks statt, der bereits seitlich neben der fensterlosen Giebelwand des nördlichen Nachbar-
gebäudes liegt. Zur seitlichen Grundstücksgrenze wird die überbaubare Fläche um gut einen 
Meter auf etwa 4 Meter zurückgenommen. 
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Es ist richtig, dass an Stelle einer zweigeschossigen Bebauung mit Satteldach nach der 3. 
Änderung des Bebauungsplans eine Bebauung mit drei Vollgeschossen unter einem Flach-
dach ermöglicht wird. Die Gesamthöhe dieser Bebauung ist durch Festsetzung einer absolu-
ten Höhe über NHN auf rund 9,50 m über Straßenniveau der Kosterstraße beschränkt. Dies 
entspricht drei Geschossen mit jeweils drei Metern Höhe zuzüglich des Dachabschlusses. 
Im Rahmen der bisher festgesetzten zulässigen Baumassen wäre eine Höhe von 2 x 3m für 
die Vollgeschosse sowie 1 m für einen Drempel mit dem unteren Dachanschluss = 7 m 
Traufhöhe zu berücksichtigen gewesen. Hierauf wäre bei 12 m Bautiefe ein nicht vollge-
schossiges Dachgeschoss mit 40 Grad Dachneigung und einer Giebelhöhe von 5 m zuläs-
sig. Insgesamt betrüge die Gebäudehöhe bei dieser Konstruktion rund 12 m. 
Der Vorteil eines zweigeschossigen Gebäudes mit Satteldach ist in Bezug auf die Verschat-
tung wesentlich geringer, als auf den ersten Blick vermutet. Nach obigen Annahmen ergibt 
sich lediglich ein Dreieck von 2,50 m Höhe und 3 m Tiefe jeweils an der vorder- und rücksei-
tigen Traufe, das durch die geplante Bebauung zusätzlich verschattend wirksam wird. 
Nach der hilfsweise heranzuziehenden DIN 5034 Tageslicht in Innenräumen Teil 1, Absatz 
4.4 gilt ein Wohnraum als ausreichend besonnt, wenn seine Besonnungsdauer am 17. Janu-
ar mindestens 1 h beträgt. Ist dies für einen Wohnraum erfüllt, so gilt auch die Wohnung als 
ausreichend besonnt. 
Eine Simulation der auf Grund der geplanten Bebauung zu erwartenden Verschattung zeigt, 
dass diese Besonnung trotz der abweichenden Lage des Gebäudes gegenüber der übrigen 
Bebauung und der geplanten Veränderung der Bebauung auf dem nördlichen Nachbar-
grundstück eingehalten werden kann. 
 
Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Ausschnitt aus der maßstäblichen Modellskizze mit 
einer Verschattung am 17. Januar gegen 15:00 Uhr: 
 

 
 
Der Schatten erfasst zu diesem Zeitpunkt neben dem geplanten Gebäude selber lediglich die 
Hoffläche des nördlichen Nachbargrundstücks. 
Sowohl die Hoffläche als auch das vordere Gebäude erhalten ebenfalls ab 12:00 Uhr 
schrittweise eine Besonnung. 
Neben dem Vergleich mit dem Baurecht nach dem rechtskräftigen Plan kann in Bezug auf 
die Verschattung des Grundstücks des Einspruchgebers zusätzlich berücksichtigt werden, 
dass auf Grund des hohen Gehölzaufwuchses entlang der gesamten Grundstücksgrenze bis 
zu der erst kürzlich erfolgten Freilegung des Grundstücks bereits eine Verschattung bestand, 
die jederzeit durch eine nachbarrechtlich nicht zu beanstandende Neupflanzung wieder ein-
treten könnte. 
 
Es besteht kein Zusammenhang zwischen der bestehenden Bebauung auf dem Nachbar-
grundstück des Einspruchgebers und der Abwägung über die mit der 3. Änderung des Be-
bauungsplans angestrebte Erweiterung der Bebaubarkeit auf dem Plangrundstück. 
Bei dem geplanten Seniorenheim handelt es sich um eine Einrichtung zur Deckung eines 
besonderen Wohnbedarfs. Diese Einrichtung hat hinsichtlich der Lage und dem Umfang der 
benötigten Gebäude besondere Bedingungen. 
Die Größe und der Zuschnitt des Plangrundstücks, seine innerstädtische Lage und die Nähe 
zu bestehenden Senioreneinrichtungen, mit denen das neue Vorhaben auch funktional-
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organisatorisch verbunden werden soll, begründen eine besondere Eignung der Fläche. Um 
das Grundstück durch eine entsprechende Einrichtung nutzen zu können, ist es allerdings 
erforderlich, das Baurecht nach dem rechtskräftigen Plan für ein Gebäude entsprechend den 
Anforderungen einer Senioreneinrichtung moderat zu erweitern. Dies ist der Anlass für die 3. 
Änderung des Bebauungsplans. 
Ohne Frage bildet der Entwurf zur 3. Änderung des Bebauungsplans die Hochbauplanung 
des Seniorenwohnheims in engen Grenzen ab. Hieraus zu schließen, es würden lediglich 
einseitig die Interessen der Vorhabenträgerin in der Abwägung berücksichtigt, ist nicht stich-
haltig. 
Vielmehr wird nach einer städtebaulichen Prüfung und Bestätigung der Verträglichkeit und 
der Angemessenheit des Vorhabens der planungsrechtliche Rahmen so eng gefasst, dass 
für die zu beteiligende Öffentlichkeit und die von der Planung Betroffenen eine möglichst 
klare Vorstellung von den zulässigen Gebäuden gewinnen und diese auch planungsrechtlich 
abgesichert vorfinden. Dabei bleibt die Bebauungsplanänderung eine Angebotsplanung. 
 
Die gegenwärtige bauliche Situation ist allen Beteiligten vom Augenschein bekannt. In der 
Abwägung ist, da besondere Umstände des derzeitigen Eigentümers und Nutzers nicht er-
kennbar sind, auf eine allgemein übliche Nutzung und Anforderung an die nachbarliche Situ-
ation abzustellen. Hier werden weder die nach der Bauordnung einzuhaltenden Abstandsflä-
chen noch das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme verletzt. Eine erdrückende Wir-
kung der nach der Bebauungsplanänderung zulässigen Vorhaben ist nicht zu erwarten. Bei-
spielhaft ist dies im Modell der geplanten Bebauung, die auch die bestehenden Nachbarge-
bäude zeigt, veranschaulicht. Das Modell stand allgemein zur Ansicht zur Verfügung. 
 
Die Höhe der Gebäudetraufe und des Firstes sind auch für das Gebäude des Einspruchge-
bers absolut in m NHN als vermessene Bestandshöhe in der Planzeichnung wiedergegeben. 
Je nach Bezugspunkt in der Klosterstraße oder auf dem Nachbargrundstück ergibt sich eine 
maximale Gebäudehöhe zwischen 9 und 10 m. Die absolute geplante Gebäudehöhe liegt 
0,50 m unterhalb der für die neue Bebauung festgesetzten maximalen Bauhöhe. 
 
Da besondere Umstände des derzeitigen Eigentümers und Nutzers nicht erkennbar sind und 
auch nicht vorgetragen werden, ist in der Abwägung ausschließlich auf eine allgemein übli-
che Nutzung und Anforderung an die nachbarliche Situation abzustellen. Diese Abwägung 
kann aus der vorhandenen Ortskenntnis und den vorliegenden Unterlagen einschließlich des 
vorhandenen Modells, die eine mögliche Bebauung illustrieren, erfolgen. 
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